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Gdinger Wirtschafts- und Verwaltungsprobleme
Bei dem rekordartig schnellen Ausbau und der wirtschaftlichen

Entwicklung des Hafens von Gdingen ist es nicht nur nicht ver-

wunderlich, sondern geradezu natürlich, daß immer wieder neue

Fragen und Schwierigkeiten überwunden werden müssen, um eine

glatte und erfolgreiche Arbeit zu gewährleisten. Inwieweit man

darin bei den zuständigen Wirtschafts- und Verwaltungsstellen
klar sieht, geht sowohl aus den zahlreichen Artikeln in der Presse,
wie insbesondere aus den Sitzungsberichten der Wirtschafts- und

Verwaltungsorgane hervor.

So berief vor einiger Zeit die Gdinger Industrie- und Han-
delskammer eine Pressekonferenz ein, auf welcher der Vorsitzende
der Kammer, St. Tor, Ausführungen über die Arbeiten und

Pläne dieser Institution machte· Diese Ausführungen seien um

so mehr zu beachten, wenn man berücksichtigt,»das die Gdinger
Kammer auBer der Vertretung der Interessen von Industrie und

Handel auch noch die Wsacht über die Wirtschasitsinteressen ganz

Polens, soweit sie mit dem Meere in Venbinduhg stehen, halten

und gleichzeitig als lnlormatiohssquelle tiir die am see-

wärtigen Handel interessierten Kreise aus ganz Polen dienen

muB.·« le so stärkerständen daher noch die Bemühungen Gdin-

gens mit denen Pommerellens, als des Verbindungsgebietes nach
dem übrigen Polen im Einklang, das zugleich auch durch die

Gdinger Industrie- und Handelskammer vertreten wird. Die un-

mitten-are Nähe des Gebietes zum Haer spiegele sich in den

recht beträchtlichen Anteilsziffern an der polnischen
Gesamtausfuhr wieder. So liefere Pommerellen von der

Baconsausthk — 25 7o, an Butter —- 25 70- Zucker — 61 Z,
Neisig u. ä· m. —- 4070 usw. Necht bedeutend sei der Anteil

Pommerellens aber auch noch an der Aus-fuhr von Industrie-
erzeugnissen wie landwirtschaftlichen Maschinen, Möbeln, Gummi-
schuhwerk u. a.m.

Was die Landwirtschaft dieses Gebietes anbetreffe, so decke

sie nicht nur teilweise den Bedarf ausländischer Märkte, sondern
versorge auch das Gebiet der Freien Stadt Danzig.

In diesem Zusammenhangseien die Zahlen recht aufschlußreich,
welche den A U t e i l G d i n g e n s, als des bedeutendsten Wirt-

schaftszentrums von Pommerellen, a m g es a m t p o ln i f che U

W a r e U V e V k e h r veranschaulichen.

»Im Jahre 1934 betrug diie Gesamteinkuhr Polens 2555 329 to

im Werte Voll 798 756 000 Zl., wovon auf Gdjngen ent-

fielen 776161 to im Werte von 385176000 Zl. oder JOHN
der gesamten Mengeneinsiuhrund 48,2 Z hinsichtlich des Wertes-

Es verdient hierbei betont zu wenden, dsaB während der pro-
zentuale Anteil Gelingens an der Ejnckuhr ijm Vergleich zum vor-

hergehenden Jahre hinsichtlich der Menge um 5,5 70 zurückging,
er hinsichtlich des Wertes um 18,6«7oeingestiegen ist.

Die Gesamtausluhr Polens im Jahre 1934 betrug 14 568 500 to
sim Wer-te von 975348 000 Zl., wovon über Gdingen 5947 682 to

im Werte von 269544000 Zl. befördert wurden, was mengen-
mäBig 40,9«70 und wertmälzig 27,670 der Gesamtwarenauskuhr
ausmachte

lim Vergleich zum Vorjahre ist der prozentmälsige Anteil an

der Asussckuhr hin-sichtlich der Menge um 2,5s70 und hinsichtlich
des Wertes uim 2,7 722angestiegen.«

Bei der glänzenden Entwicklung, welche Gdingen durchlaufe,
sei es nur bedauerlich, daß mit der Zunahme des Hafenumfchlags
nicht eine entsprechende Entwicklung der Stadt als Handelsplatz
Schritt halte. Die Beseitigung dieses Mißverhältnisses gehöre
zu den dringendsten Fragen der nächsten Zeit.

Auf dem ersten Plane stehe dabei das Problem der Schaf-
fung einer Arbitrageanftitution für einzelne
Waren, wie vor allem Baumwolle und Leder. Für die

Notwendigkeit der Schaffung dieser Einrichtungen sprechen allein

schon die Zahlen, die die Einfuhrentwicklung für Baumwolle und
Leder über den Gdinger Hafen während der letzten zwei Jahre
veranschaulichen.

Baumwolle Leder

1933 77 933 to 16 630 to

1934 81 929 to 30 782 to

Was den Baumwollhandel anbetreffe, so sei die Einfuhr von

Nohbaumwolle, die über Gdingen hereinkomme, seit einiger Zeit
nicht nur den Mittelpunkten der Textilindustrie in Polen zuge-
leitet worden, sondern gewisse Mengen gingen auf dem Transit-
wege auch nach der Tschechoslowakei, Numänien, österreich, An-

garn und teilweise nach den Baltenländern. Dieser Umstand könne
zur cFestigung der Stellung Gdingens als Verteilungshafen be-
deutend beitragen. Die gleichen Hinweise treffen auch auf Leder
und eine Neihe anderer Erzeugnisse zu.

Mit der Schaffung von Arbitrageplätzen könnte dann die· Er-

öffnung von verschiedenen Warenbörsen in Verbindung gebracht
werden, deren Bedeutung beispielsweise an den erst vor M

Jahren eingerichteten Obstauktionen beobachtet werden könnte.

Zwei Fragen von außerordentlicher Bedeutung, deren Er-

füllung von den polnischen Handels- und Wirtschaftskreisen er-

strebt werde, ist der kürzlich in Angriff genommene Bau des

Getreideelevators und die Errichtung des bereits seiner
Vollendung entgegengehenden Holzhafens Auf beide wird

an anderer Stelle noch ausführlicher eingegangen.

Hier sei vorerst auf die nicht minder wichtige Frage der

Kommerzialifierung des Hafens in Gdingen hin-
gewiesen, ein Problem, das neben anderen auch noch seiner Lösung
harre und das weniger im Hinblick auf die gegenwärtig herr-
schenden Verhältnisse in Gdingen selbst, als vielmehr unter Be-

rücksichtigungdes Zustandes, wie er in verwaltungstechnischer
Hinsicht in den fremden Konkurrenzhäfen, wie z. B. Hamburg,
Stettin oder Königsberg herrsche, zu beachten sei. Die dort beson-
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ders auf dem Gebiete der handelsmäßigen Ausnutzung des Hafens
in Anwendung gebrachten Verwaltungsformen sicherten der dorti-

gen Hafenexploitation einen hohen Grad von Elastizität, deren

Mangel sich in Gdingen dagegen immer wieder nachteilig bemerk-

bar mache.

Gegenwärtig, wo der Hafen ein unmittelbares Werkzeug des

Staates sei, beständen genügend Piöglichkeitem seiner Verwaltung
eine genügende kaufmännische Elastizität zu sichern, .

indem man die Politik und Regelung der Hasengebühren in die

Hände des Direktor-s des Seeamtes lege. Zu einem großen Teile

sei diese Forderung zwar schon durch das Gesetz über die See-

hafengebühren vom 15. März 1934 erfüllt worden, doch werde trotz
alledem dem Hafen nicht der Charakter einer besonderen und kom-

merzialisierten Wirtschaftseinheit, als eigene Nechtspersönlichkeit
gegeben, wie dies die weitergehenden Interessen des Hafens
erforderten.

Der erste Vorschlag einer Verwaltungsreform sei bereits im

Jahre 1931 eingebracht worden, wurde jedoch von der Regierung
in der zweiten Hälfte 1932 abgeändert. Jedoch auch diese Ände-

rung habe noch nicht den gewünschtenFortschritt gebracht. Seit-

dem habe sich nicht viel geändert. Jn letzter Zeit wurden jedoch
aus Hasenkreisen immer deutlicher Forderungen laut bezüglich
einer Kommerzialisierung des Hafens, der in formaler Hinsicht
einem Staatsunternehmen angeglichen sei, »Diese Forderungen
lassen sich wie folgt znsamsmenfatssem

1. der Handelshafen in Gdingen soll ein staatsunternehmen

bilden, das aus der allgemeinen Verwaltung iaiusigegliedert ist

und eine besondere Ræhtsspersönliohlceit bildet; 2 das bisherige
seeamt soll die sachliehe Grundlage für die schaff-ung dieses

Unternehmens bilden; 3. diie verwaltungsrechtliche Verfassung
des Hafens soll sich auf die Grundsätze stützen, wie sie für

stasatsunternehmungen in der Verordnung des Präsidenten der

Republik vom 17. 3. 1927 festgelegt ist; 4. das neue Unternehmen

behält den bisherigen EinrfluBibereich der Bau- uind Industrie-

behörden auf dem Gebiete des Hafens sowie die Berechtigungen
hinsichtlich der Leitung der Hafen- und seefahrtspolitik, der

Vemaltnngsverordnungeni sund der strafverwasltungsrechte soweit

sie Hafens-ragen betreffen; 5. der weitere Ausbasu des Hafens

soll nach den bis-her geübten Grundsätzen smit Zuschüssen von

Seiten des Staates durchgeführt werden, wie sie sisn dem In-

vestitionsplan festgelegt sind und aus den Einnahmen des Unter-

nehmens gemäB Art. 13 der oben erwähnten Verordnung des

Präsidenten der Repusblilc Polen über die Ausgliedernng von

Unternehmungen; 6. das staatliche Unternehmen ,,Hsandelshsafen
in Gdingen« kuth auf einem eigenen statut, das genauestens die

Grundsätze seiner Verwaltung im Einklang mit den in der Ver-

ordnung über die Kommerziailisierung sum-d die Ausgliederung
von staatsunternehmungen aus der staatlichen Verwaltung ent-

haltenen Vorschriften Ifestlegt Die verwalten-de Behörde in

diesem Unternehmen iwäre der Verwaltungs-rat in welchem auBer

dem Leiter des Unternehmens umd den Vertretern der Regierung
auch Repräsentanten der durch die ausgeführten Investitionen

vertretenen W·irtscharftskreise, sowie schlsieBlich Vertreter der

schiffahrt und der wirtschaftlichen selbswerwaltungskörper
hin-einkommen wünden."

leer die Notwendigkeit der Kommerzialisierung des Hafens
beständm heute in Polen kaum noch entgegengesetzte An-

schauungen. Der Streit gehe heute nicht mehr um das ,,ob«, fon-
dern lediglich um die Form der Durchführung Entfcheidend werde

in jedem Falle sein, daß dem Hafen eine solche Verfassung gegeben
werde, die die Führung seiner Verwaltung nach kaufmännischen
Grundsätzen ermögliche. Dies werde am besten dadurch erreicht,
daß man die bisherige Jnstanzenverwaltung ausschalte und statt

dessen alle Entscheidungen und den Schwerpunkt der Verwaltung
nach Gdingen verlege. Die bisher gehandhabte Jnstanzenvek-
waltung genüge infolge der zunehmenden Differenzierung der

Hafenfunktionen und der Notwendigkeit einer größeren Be-

weglichkeit fast der gesamten Verwaltungstätigkeit nicht mehr den

gestellten Anforderungen Es liege daher sowohl im Jnteresse des

Staates, als auch des Hafens und der beteiligten Wirtschafts-

kreise, deren Arbeit und Bestehen von einer geordneten Tätigkeit
des Handelshafens abhänge, daß so bald als möglich eine positive
Lösung aller dieser Fragen gefunden werde.

[,,Dziennik Poznanski«· vom 30. 5. 1935.

,,Gazeta —Polsl(a« vom 14. 4. 1935.]

Zur Frage des Baues von Getreide-Elevatoren
und Silos.

Eine langjährige Forderung der polnischen Landwirtschasts-
und insbesondere Getreideexportkreise scheint nunmehr in der näch-

sten Zeit durch den Bau eines riesigen Elevators in Gdingen und

eine Anzahl von Getreidespeichern in Wolhhnien ihre teilweise

Erfüllung finden zu sollen.

Wolhynien als Mittelpunkt eines bedeutenden Getreide-

handels habe bisher unter dem Mangel an Getreidespeichern stark
gelitten. Von welcher Bedeutung diese Frage nicht allein für

Wolhynien, sondern für das ganze Land sei, zeige das Interesse,
das auch in anderen Wojewodfchaften diesem Plane der Wol-

hhnischen Landwirtschaftskammer entgegengebracht werde. Dank

der Getreidemagazine werde Wolhynien in der Lage sein, den

Binnenmarkt an die rasch wechselnde Konjunktur anzupassen und

im Gleichschritt mit der allgemeinen Getreidepolitik die Getreide-

ausfuhr zu fördern.

Bezüglich der Verteilung der Speicher beabsichtigt man, diese
in der Nähe von Eisenbahnstationen zu errichten, um dadurch so-
wohl die Getreidebeförderung zu erleichtern, wie vor allem auch
das Einzugsgebiet möglichst zu erweitern. Die Landwirtschafts-
kammer habe auf Grund von eingehenden Untersuchungen die ein-

zelnen Getreideerzeugungsgebiete, welche über größere Getreide-

überschüsseverfügen, festgestellt. Danach kämen folgende Orte für
den Bau von Getreidespeichern in Frage:

,,Lsuclc,Rowne lD-usbno, Krzemieniec, Wlodzimierz, Kowel,
Zdolbunow, Rozyszcze, stanicze Horochosw, Maciej6w,
Wojnica, sienkiewiozowlca sund bandwtce.«

Der Bau werde voraussichtlich von den territorialen Selbst-
verwaltungen mit Hilfe der örtlichen und der interessierten
Finanzstellen durchgeführt werden. Außerdem werde es wohl
möglich sein, sich die Unterstützung des Arbeitsfonds der Staat-

lichen Industrie-Getreideanstalten sowie eine Beteiligung verschie-
dener Bankinstitute und der Jnvestitionsanleihe zu sichern. Die

Baukosten schätztman auf 43 000 SI. je Speicher und die notwen-

digen Maschineneinrichtungen aus rd. 7000 Zi» doch hofft man

diese Summe noch etwas vermindern zu können.

Was den Bau des Getreideelevators in Gdin-

gen betrifft, so dürfte da vor allem die Unzufriedenheit damit,
daß die polnische Getreideaussuhr noch heute, trotz elfjährigen
Bestehens des Gdinger Hafens, fast ausschließlich nicht über

Gdingen geht, ausschlaggebend sein. Der ,,Ezas« schätztdie jähr-
lich über Danzig umgeschlagene Getreidemenge auf rd. 500 000 to-

in 11 Jahren also auf 5,5 Mill. to, was bei einem Durchschnitts-
preise von 20 Zi. je dz fob Danzig eine Summe von rd. 1,1 Mil-

liarde Zi. ausmache. Bei einer Annahme von rd. 2 W für Lager-,
Versicherungs-, Manipulations- und Speditionsgebühren und 3 W

Verdienst des Exporteurs, »macht das zusammen rd. 55 Millionen

Ztoty, welche Polen Danzig ism Verlauf von 11 Jahren dafür be-
zahlt hat, daB es für sxich selbst keine entsprechenden neuzeit-

lichen technischen Einrichtungen sfür die Massenausfuihr von Ge-

treide im eigenen Hafen und unter eigener Verwaltung geschafer
hat«

Für den Betrag von 55 Millionen Zloth wäre man in der

Lage gewesen, eine ganze Neide von Elevatoren zu errichten, die
in der Lage wären, den gesamten polnischen Getreide- und Samen-
Eins und Ausfuhrhandel zu bewältigen.

Außer diesem Posten stehe aus dem Verlustkonto auch noch der,
wenngleich schwer zu berechnende, vielleicht jedoch noch größere,
welcher durch die dauernde Diskrimination des polnischen Ge-



treides auf dem Weltmarkte durch ausländische Exportelemente
entstanden sei, durch deren Hände auch heute noch fast die gesamte
Getreideausfuhr gehe.

»Für die Eingeweihten ist es nämlich kein Geheimnis, daB

fast unsere gesamte Oetreideausfuhr sauck dem seewege bis asuk

den heutigen Tag von der Danziger Organisation ,,Syndiksat der

Danziger Exporteure iiir polnsische Landessprodnkte··in dser Zange
gehalten wind, welch-e selbstverständlich weder auck das polnische
stsaatsinieresise bedacht, nooh darum bemüht ist, dem polnischen
Getreide einen guten Riuk asuk dem Weltmarkte auszuarbeiten.«"

Es sei daher allerhöchste Zeit gewesen, daß man sich zum Bau

des Elevators entschlossen habe, dessen Ausführung den Staatl.

Getreide-Industrie-Anstalten übertragen wurde. Mit der 1-. Serie

der Arbeiten sei bereits begonnen worden, so daß im H erbst
1936 der Elevator mit einem Fassungsvermögen
von rd.10 000 to fertig zum Gebrauch sein werde.

Der Umstand, daß bereits in der Kampagne des folgenden
Jahres die polnische Landwirtschaft die Möglichkeit haben werde,
die Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse über den eigenen
Hafen und den eigenen Getreideelevator auszuführen, mache es

den Landwirtschaftskreisen zur Pflicht, nach einer stärkeren Ein-

flußnahme auf dem Gebiete Gdingens zu trachten, da beispiels-
weise im Nate der Interessenten des Gdinger Hafens bisher die

Landwirtschaft überhaupt nicht vertreten ist. Es sei daher nicht
weiter verwunderlich, wenn in manchen die Landwirtschaft betref-
fenden lebenswichtigen Fragen — wie z. B. die für die Landwirt-

schaft schädlicheübermäßige Neiseinsuhr — die berechtigten For-
derungen derselben übergangen würden.

Schließlichmüsse auch noch auf einen anderen, überaus bedeut-

samen Punkt hingewiesen werden. Es sei dies die Schaffung einer

bodenständigenpolnischen Kaufmannschaft.

,,Gdi-ngen muB zu einem Mittelpunkte wenden, in dem nicht

nur eine Reihe Danziger Filialen entsteht, welches Bestreben

deutlich erkennbar ist, sondern wo sich der Typus des polnischen
Händlers herausbildet »und vermehrt, dessen Ehrgeiz dahin geht,

polnische Ware unter polnischer Flagge und

mit einem aui der polnischen Wer-it erbauten

schiffe unter Anteilnahme polnischen Kapi-
tals, der Mitarbeit des polnischen lntellekts

und polnischer Arbeitskraft ausk die Weltmärkte zu

bringen«

Auf diese Art würde es dann möglich werden, den polnischen
landwirtschaftlichen und auch sonstigen Erzeugnissen den ihnen auf
den Weltmärkten zukommenden Rang, die Konkurrenzfähigkeit
und Nachfrage zu sichern.

[,,«Ilu-str.Ksuryer codz.·· v. 28. 5. 1935.

ppczasu V.

Zur Eröffnung des Holzhasens in .. Gdingen.
Der Bau des großen Holzhafens auf der Oxhöfter Kämpe

bei Gdingen wird in der polnischen Qeffentlichkeit als ein wei-

terer bedeutender Fortschritt in der Vervollkommnung Gdingens
und der Befreiung des polnischen Seehandels von der Abhängig-
keit und den angeblich seit jeher Polen feindlichen Einflüssen
Danzigs bezeichnet. Die Krönung und wohl auch den vorläufi-
gen Abschluß des Hafenausbaues werde dann die Errichtung
einer eigenen Werft in Gdingen bilden, die gerade für das in

den letzten Junitagen stattfindende Fest des Meeres als Parole
ausgegeben wurde. Als erstes auf ihr zu bauendes Schiff ist ein

UsBoot geplant, das den Namen »Makschall PUNIka führen
soll. Auf diese Angelegenheit werden wir noch zu sprechen
kommen.

Die Errichtung des Holzhafens wird besonders auch noch als

im gegenwärtigen Zeitpunkt äußerst günstig gewählt angesehen,
weil man dadurch den übermütigen und unberechenbaren Liber-

griffen der Danziger Souveräne, die dem polnischen Seehandel
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und der polnischen Industrie schon großen Schaden zugefügt
hätten, wirksam Einhalt gebieten könnte.

Bisher sei nämlich fast die gesamte Holzausfuhr, wie übrigens
auch die polnische Getreideausfuhr, auf die Benutzung des

Danziger Hasens angewiesen gewesen, denn lediglich der Danziger
Hafen habe bisher über die entsprechenden Lagerplätze und not-

wendigen Wasserflächen verfügt, die zur Lagerung, Konser-
vierung und Verladung aller, auch der edleren Holzarten, not-

wendig seien. Ähnlich sei es noch mit den Getreidespeichern und

Silos, auf welchem Gebiete Danzig immer noch das unein-

geschränkteMonopol in Händen habe.

»Es war schon die allerhöchste Zeit, daB die Monopolstellung
Danzig-s endlich gebrochen wnrde »und dies sum so mehr, als

sich das Jahr 1920 wiederholt hat, wo Danzig willkürlich unsere

Einkushr von Kriegsmaterial verhinderte — während es jetzt
dsureh die Devisenverordnung den polnischen Firmen nioht nur

die Einkushr, sondern auch die Ausfuhr unmöglich macht und

damit die polnischen Firmen der Vernichtung preiisgibt

Zum Glück haben wir jetzt unseren eigenen Haken, welcher

unsere Kaufmannschakt und lndustrie vor den ,,hi ste-

rischen Ubergriksken Danzigis« bewahrt«

Die bisherigen Lagerplätze für Exportholz, wie sie von der

Firma ,,Paged« gepachtet gewesen seien, hätten mangels ent-

sprechender Einrichtungen und infolge der geringen zur Verfügung
stehenden Fläche keineswegs den an sie gestellten Ansprüchen
genügt. Auf Grund von Verhandlungen mit dem Seeamt in

Gdingen seien die für diesen Zweck notwendigen Flächen auf der

nördlichen Seite des Industriekanals bei Oxhöft bestimmt worden.
Bereits im Frühling dieses Jahres habe man mit dem Bau

des großen Holzhafens begonnen. Dies sei mit gewissen
Schwierigkeiten und bedeutenden Kosten ver-

bunden gewesen, infolge des moorigen Bodens, in welchem die

Torfschicht eine Dicke bis zu 6 Meter habe. Deshalb habe man,

um die entsprechende Unterlage zu bekommen, eine 1 Meter dicke

cTorfschicht wegnehmen, in die See hinausschaffen und an

deren Stelle einen halben Meter Sand aufschütten müssen. Auch
die Nivellierungss und Aufschüttungsarbeiten für die 637 Meter

langen Aferbefestigungen, von denen 210 Meter in Beton aus-

geführt wurden, hätten viel Mühe bereitet. An diesem Kai

könnten zwei Schiffe gleichzeitig beladen werden. Außerdem
seien noch zwei Umladebrückenvon 140 bzw. 160 Meter Länge
und 12,5 Meter Breite errichtet worden, an denen auch noch je
zwei Schiffe beladen werden können, so daß zur gleichen Zeit

sechs Schiffe beladen werden könnten. Es sei beabsichtigt, im

Laufe des Sommers noch einen weiteren Pier zu bauen.

»Die von dem Holzhackeneingenommen-e Gessaimtikläche beträgt
132000 m2 oder 13,2 ha, dagegen allein die nutzbare Lager-
sfläche 118000 m 2 oder 11,8 ha.«

Die Länge der hinzuführenden Normalfpurbahnen beträgt
rd. 8 km und die der schmalspurigen sog. Verteilungs- und Zu-
suhrbahnen rd. 9 km.

Die Gesamtlagerfläche biete Platz für rd. 1400 Lagerplätze
(Stapel) mit einem Gefamtfassungsvermögen von rd. 50 000 m3.

Die durchschnittliche jährliche Umschlagsfähigkeit betrage damit

rd. 600 000 m3 Holz. Auf der ganzen Lagerfläche seien Wasser-
leitung mit Hydranten für Schifssversorgungs- und Löfchzwecke
errichtet'und elektrische Leitungen gezogen worden. Der Holz-
hafen werde 500 bis 800 Arbeiter täglich beschäftigen, was eine

bedeutende Entlastung des Gdinger Arbeitsmarktes mit sich
bringen werde.

Das polnische Blatt schließt seine Betrachtungen mit der

Aufforderung an die polnische Kaufmannschaft, »die sich noch

immer nicht von Danzig trennen kann«, doch endlich diesem nach-
ahmenswerten Beispiel der ,,Paged« zu folgen.

[,,Dziennik Bydgosksi«vom 26. 6. 1935.]
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Polnische Vinnenschissahrtssragen.
Ungefähr seit dem Jahre 1925 rechnet man die W arth e zu

denjenigen Flüssen Polens, die für die Binnenschisfahrt von einiger
Bedeutung sind. Jn dem vergangenen Jahrzehnt 1925-1935 liegen
sowohl Anstieg wie auch Abstieg der Wartheschiffahrt fast bis zur

Bedeutungslosigkeit darnieder. Aus diesem Anlaß widmet die

polnische Presse dieser Frage größere Aufmerksamkeit und forscht
besonders nach den Gründen, die zu einer so weitgehenden Ver-

nachlässigung dieser Verkehrsader geführt haben. Dank der

Warthe könnte nämlich nicht nur Großpolen und Posen, sondern
ganz Polen eine Verbindung auf dem Wasserwege mit den

Wasserstraßen und Häfen des Deutschen Reiches (Stettin, Ham-

burg) und nach Fertigstellung des sich im Bau befindlichen Niitteb

landkanals mit Belgien, Holland und Frankreich bekommen. Mit

der Ausführung des Goplo-Warthe-Kanals und der Regulierung
der Warthe von Kolo bis Posen erhielte Posen außerdem den Zu-

gang zum polnischen Wasserstraßennetz.

Leider sei bisher die Bedeutung der Warthe als Exportstraße
nicht genügend eingeschätzt worden, und infolge des Gdinger
Hafenbaues hätten die zuständigen staatlichen Behörden diesem
Ausfuhrweg im günstigsten Falle gleichgültig, oft jedoch —-

feindlich gegenübergestanden.

Beobachte man die mengenmäßige Entwicklung der Warthe-
schiffahrt, so müsse man feststellen, daß der Augenblick nicht mehr
weit sein könne, in dem die Warthe von der internationalen

Wasserstraßenkarte verschwinden werde. Die Rolle, welche dem

Flusse zu spielen bestimmt sei, werde schließlichbis zu Bade- und

turistischen Zwecken zurückgeschraubtwerden. Die Wirtschaftswelt
werde ihn bald vergessen haben. Dafür, daß dieser Zeitpunkt nicht
allzu fern zu liegen brauche, seien die Zahlen für die Warthe--
schiffahrt, auf dem Abschnitt von Posen flußabwärts, ein Beweis·

Die Angaben für die Jahre bis 1932 sind amtlich-statistischer Her-

kunft, die für die Jahre 1933 und 1934 beruhen auf privater
Schätzung, da dafür die amtliche Statistik noch nicht erschienen sei:

Jahr — Ausfuhr Einfuhr Zusammen

1924 3 300 2 600 5 900

1925 203 000 15 000 218 000

1926 306 000 10 000 316 000

1927 254 000 27 000 281 000

1928
«

240 000 44 000 288 000

1929 214 000 — 214 000

1930 212 000 —- 212 000

1931 112 000 —- 112 000

1932 107 000 — 107 000

1933 rd. 30 000 —- rd. 30 000

1934 rd. 10 000 — rd. 10 000

Wie aus dieser Tabelle zu ersehen sei, könne mit Recht das

Jahr 1925 als Beginn der Schiffahrt auf der Warthe angesehen
werden, weil in den vorhergehenden Jahren seit der Wieder-

erstehung Polens die Verschiffungen in sehr geringem Umfange
und vollkommen unregelmäßig erfolgt seien.

»Aus den ersten Blick könnte es als Widerspruch erscheinen,
daB im Jahre 1925, also in dem Jahre, in welchem der Zollkrieg
mit dem Deutschen Reiche ausbrach, gleichzeitig die Schiffahrt

auf der Warthe ein-setzte und das andererseits im Jahre der

Beileguing dieses streites dieselbe bis zur Bedeutusngslosigkeit
herabsin.kt. Dies ist jedoch ein Beweis, daB trotz künstlicher

Zollbeschränkungen »der Handel mit Errkolg für sich die natür-

lichen Verkehrswsege auszunutzen imstande ist«

Jn den Jahren 1925-1928 habe für die Wartheschisfahrt eine

außerordentlich günstige Konjunktur bestanden. Jm Jahre 1925

seien auf der Warthe bedeutende Holzmengen aus den von der

Forleule vernichteten Beständen nach dem Deutschen Reiche aus-

geführt worden. Hätte diese billige Aussuhrmöglichkeit auf dem

Wasserwege nicht bestanden, so wäre der Export dieses Holzes
überhaupt nicht möglich und das Ausmaß der Vernichtung umso
größer gewesen. Jm darauffolgenden Jahre sei es der englische

Kohlenbergarbeiterstreik gewesen, der eine gesteigerte Kohlenaus-
fuhr bedingt und damit den Anlaß zu einer starken Besörderungs-
zunahme auf »der Warthe gegeben habe. Jm Jahre 1927 sei
Polen gezwungen gewesen, bedeutende Getreidemengen aus dem

Westen einzuführen, was ebenfalls zu einem großen Teile auf
dem Binnenwasserwege geschah. Jn den folgenden Jahren wurde

durch Posen u. a. auch Bunkerkohle nach Stettin, Hamburg und
Lübeck ausgeführt. Trotz der Schwierigkeiten, die man dieser
Ausfuhr entgegengestellt habe, seien dank der billigen Besörde-
rungskoften auf diesem Wege doch recht beachtliche ONengen nach
den deutschen Seehäfen befördert worden.

Da für die Durchführung dieses Verkehrs eine recht umfang-
reiche Organisation notwendig geworden war, bestand nunmehr
in der folgenden Zeit für die Organisatoren der Wartheschisfahrt
die Aufgabe, neue Ladungen zu beschaffen, um den für eine Be-

förderung von 2——3()0000 to notwendigen Schiffsraum auch
weiterhin voll auszunutzen Die Durchführung dieser Aufgabe sei
um so schwieriger gewesen, als es sich hierbei nicht um Zufalls-
ladungen, sondern um solche ständigen Charakters handeln sollte.
Hinzu kamen Schwierigkeiten im Handel mit dem Deutschen
Reiche und andererseits im Zusammenhang mit der polnischen
Zoll- und Verkehrspolitik, die völlig einseitig auf die Förderung
Gdingens abgestellt war. Ofters seien dabei Waren-

sendungen über Gdingen geleitet worden, für
welche dieser Weg weder der natürliche, noch der

billigere oder direkte gewesen sei. Der öffentlichen
Meinung sei der Gedanke eingehämmert worden, daß zum Wohle
der Sache man alle Ausfuhrfendungen ohne Ausnahme über

Gdingen leiten müsse, und daß jeder andere Weg der polnischen
Cxportpolitik schädlichsei.

»Wie falsch diese Anschauung war, beweist die Tatsache-, das

durch Benutzung der binnenländischen Warthewasserstrase die

polnischie Kohle neue Absatzmärkte erschlos· Denn sin den

Jahren 1928 bis 1932 wurde polnische Kohle in einer Menge
von rund 100 000 to im Jahre in den Häer von Hamburg,
Stettin und Lübeck als Bunkerkohle verkauift und diass zusm über-

wiegendesn Teile nicht an schiffe unter deutscher-»sondern haupt-
sächlich »unter sfrsemdländischer Flagge. Dies e Ko h le ist

nach dem Deutschen Reiche asusschlieBlich auf

dem Wasserwege der Warthe geschafft worden,
und die schiffe, die sich in den genannten Häsken rnit polnischer
Kohle versorgten, hätten notwendigerweise Kohle anderer Her-

kunft kausien müssen, falls »in diesen Häer keine polniische Kohle

vorhanden gewesen wäre. Es swurde damit die Möglichkeit
einer zusätzlichen Ausfuhr polnischer Kohle geschaffen, was

jedoch mit bedeutenden schswierigikeiten verbunden war. Erst

nach langen Bemühungen beim Verkehrsministeriusm wurde er-

reicht, daB die Frachtkosten für Ausfuhrkohle bis

zum Umschlagsshaien in Posen in der gleichen
Höhe festgesetzt wurden, wie bis nach Gdjngen,
obgleich die Beförderungsstrecke von Oberschlesien bis nach

Gdingen über 300 km länger ist sals bis nach Posen«

Es seien dann aber noch weitere zusätzlicheSchwierigkeiten für
die Kohlenaussuhr auf der Warthe hinsichtlich der Frachtbezahlung
gemacht worden, was zur Folge gehabt habe, daß für den Export
über Posen und die Warthe das Vorhandensein eines großen
Amsatzkapitals notwendig geworden sei, weil die Frachtsätze im
voraus und in voller Höhe entrichtet werden mußten.

Gegenwärtig seien die Exportaussichten für Bunkerkohle nach
dem Stettiner Hafen nicht allzu groß, weil man deutscherseits
bemüht ist, die Zusuhr polnischer Kohle nach den deutschen Häfen
möglichst zu unterbinden. Dieser Zustand könnte jedoch bei ent-

sprechenden Bemühungen der polnischen Kohlenindustrie geändert
werden. Sollte es möglich sein, mit dem Reiche in dieser Frage
zu einer Einigung zu kommen, dann wäre als Besörderungsweg
in erster Linie die Warthewasserstraßeangezeigt. Die Kosten dieses
Weges lägen nämlich bedeutend niedriger, und zwar um 3,50 Zi.
bis 6 Zi. je to als über Gdingen.



Aber auch in anderer Hinsicht könnte diese Wasserstraße der

polnischen Wirtschaft Nutzen bringen. Jnfolge besonders fest-
gesetzter Zolltarife seien mit der Zeit alle Warensendungen aus

deutschen Häfen wie Reis und andere Rohprodukte ausschließlich
über Gdingen eingeführt worden, obgleich sie ebenso günstig auf
dem binneuländischen Wasserwege, der Warthe, hätten eingeführt
werden können. Ausschließlich auf der Warthe seien nach dem

Reiche solche Waren befördert worden, die bei einem Trans-

port über Gdingen infolge der hohen Besörderungs- und Um-

schlagskosten auf den deutschen Niärkten keinen Absatz gefunden
hätten.

(»I(urj«er Pozniaüsksi« vom 26. 4. 35

,,c0diz. Gazeta Haindlowa·« vom 14.-15. 5. 35.)

Zur Steigerung der öffentlichenInvestitionen.
Rach Einsetzen der allgemeinen Wirtschaftskrife, durch die es

immer schwieriger wurde, einen Ausgleich des Staatshaushaltes
zu erlangen, waren es in Polen in erster Linie die öffentlichen
Arbeiten, welche in zunehmendem CMaße eingeschränkt wurden,

um das erwähnte Gleichgewicht irgendwie herzustellen. Selbst im

Hinblick auf ihre Rutzbarkeit und rasche Rentabilität notwendige
Arbeiten wurden hinausgeschoben.

Erst als die Arbeitslosigkeit immer bedrohlicheren Umfang
anzunehmen begann, machten sich bei den staatlichen Stellen Be-

strebungen bemerkbar, durch eine verstärkte öffentliche Tätigkeit
und durch die Beschäftigung wenigstens eines Teiles der Er-

werbslosen eine Verbesserung deren sozialer Lage zu erreichen.

Diesem Zwecke sollte in erster Linie der 1933 gefchaffene Arbeits-

fonds dienen (Vgl. OftlandsBerichte, Reihe B, Rr. 10J1935.).
Eine bedeutende Förderung wird diesen Bestrebungen, zum min-

desten für die nächste Zeit, durch die in diesem Jahre ausgenom-
mene Jnvestitionsanleihe zuteil.

Ohne Berücksichtigung der Jnvestitionsanleihe sah der Haus-

haltsvoranschlag für 1935X36 nach dem festgesetzten Plan für

Wegebau Jnvestitionsarbeiten in Höhe von 276,2 Millionen

Zioty vor. Jn dieser Summe seien enthalten: Verwaltungs-
koften 40,8 Millionen SI» Unternehmungen und Betriebe 106,3
Mill. Zi» Monopole 2,5 Mill. SI. und sür die verschiedenen
Fonds = 126,6 Mill. Zi.

Außerdem stellt der Staatsfiskus Baukredite in Höhe
von 42 Mill. Zi. zur Verfügung, die in nennenswertem Umfang
auch die Bereitstellung von Privatkapitalien zur Folge haben
müßte, sv daß man damit rechnen könne, daß hierbei insgesamt
120 Mill, SI. verbaut werden würden.

Die Jnvestitionsarbeiten der territorialen Selbstverwaltungen
für das laufende Haushaltsjahr könnte man schließlichmit rd.

85 Mill· St. ansetzen einschließlichder rd. 12,8 Mill. Zi. be-

tragenden Kredite und Zuschüsse des Arbeitsfonds, —

Auf diese Art betrage die Summe der öffentlichen
Jnv estition skredite : 276,2 Mill. Zi. staatlicher Kredite,

85 Mill· St. Selbstverwaltungskredite und 42 Mill. SI· Bau-

kkedite, zusammen also 390 Mill.81. Tatsächlich würden

aber dadurch rd. 468 Mill. St. verbaut werden können.

Eine ganz bedeutend weitere Vergrößerung dieser Summe

ist nunmehr auf Grund des Beschlusses des Wirtschaftsausschusses
der Piinister vom 8. Juni d. J. betreffend die Verteilung der aus

Barsubskriptions der 37s2igen Prämien-Jnvestitionsanleihe ein-

getreten. Dieser Betrag —- in Höhe von 152 300 Zloty
—- ift in vollem Umfange für Arbeiten und Jnvestitionen, wie sie
im Staatshaushalt nicht vorgesehen sind, bestimmt worden.

Aus dieser Summe seien vom Wirtschaftsausschuß der Mi-

nister bereits vor einigen Wochen 50 Mill. SI. für Wege-
arbeiten ausgesetzt worden, die bereits im Rahmen des fest-
gelegten Wegebauplanes ausgeführt worden seien. Dieser Arbeits-

plan sehe im Verlauf der nächsten zwei Jahre für Wegebau-
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arbeiten einen Betrag von 120 Pcill SI. vor, wovon 50 Mill. Zi.
aus dem Erlös der Jnvestitionsanleihe stammten.

Weiterhin seien aus dem Erlös der Jnvestitionsanleihe
25 Mill. Zi. für Wasserarbeiten, für die Beschäftigung von

Arbeitslosen im Rahmen der Selbstverwaltungen und auf dem

Gebiete des staatlichen Bauwesens (zur Verfügung der Minister
des Inneren und der sozialen Fürsorge) —- 24,5 Mill. Zi. für
Jnvestitionszwecke, die mit dem Umbau der Agrarstruktur ver-

bunden sind — 13 Mill. Zi» für Seezwecke und für den Bau von

Hafeneinrichtungen in Gdingen sowie zur Elektrifizierung 31,8
Mill. SI» während der Rest von rd. 8 Mill. SI. für verschiedene
Zwecke, wie staatliche Bauten im Rahmen der Tätigkeit des

Kultus- und Justizministeriums, eine Erlöserkirche u. ä. m. ver-

wandt werden solle.

Von dem Gesamterlös aus der Jnvestitionsanleihe, die in

einzelnen Vionatsraten eingeht, sollen 110 Mill. 31· noch im Laufe
dieses Haushaltsjahres verbaut werden.

Auf diese Art werde die Jnvestitionsanleihe in starkem Maße
die Mittel aus dem Staatshaushalt und den Budgets der staat-
lichen Unternehmungen, sowie des Arbeitsfonds, die für Jnvesti-
tionszwecke bereitgeftellt werden, stärken.

Der Gesamtwert der öffentlichen Jnvestitionen in diesem
Jahre werde somit die Höhe von rd. 500 Mill. SI. und zusammen
mit den zur Beteiligung angeregten Privatkapitalien sogar 578

cMillionen SI. erreichen.

L,P018ka Goispodarcza·«,Heft 24, v. 15. 6. 35.

,,Dzietmik Bydgoski« v. 12. 6· 35·

,,C0dz. Gazeta Handlowa« v. 26. 6. 35.]

Die Auswirkung der Belgaabwertung auf den

polnischen Export.
Diese Frage sei für Polen deshalb von besonderer Bedeutung,

weil Belgien im vergangenen Wirtschaftsjahr unter den Abneh-
mern politischer Waren an dritter Stelle gestanden habe und seine
Abnahmemenge doppelt so groß gewesen sei wie seine Ausfuhr
nach Polen. Rach der jetzigen Abwertung werde der belgische Ab-

satzmarkt nur sehr schwer zu erhalten sein. Bei den Hauptausfuhr-
produkten aus Polen nach Belgien handle es sich vor allem um

Kohle, Holz, Roggen und Konfektionswaren, für die die Absatz-
konjunktur sich stark verschlechtert habe.

Die polnischen Kohlengruben hätten mit den Ab-

nehmern keine langfristigen Lieferungsverträge abgeschlossen, die

sie gegen die Folgen der Valutaabwertung schützenwürden. Die

Ausfuhr polnischer Kohle nach Belgien werde deshalb notwen-

digerweise unrentabel werden, sofern die polnischen Gruben fähig
und bereit sein sollten, weiterhin zu Konkurrenzpreisen zu liefern,
was gleichbedeutend wäre mit einer Senkung des Kohlenpreises
um 3—4 Schillinge je Tonne. Anderenfalls müsse mit einem Ver-

lust des so schwer eroberten Absatzmarktes gerechnet werden, Des-

halb seien vor kurzem bereits Verhandlungen mit der belgischen
Regierung wegen gewisser Einfuhrerleichterungen aufgenommen
worden.

Jm Gegensatz zu den unverändert gebliebenen Kohlenpreisen
seien die H olz preise um 20—40 Z, je nach der Güte des Holzes
angestiegen· Hier dürfte daher Aussicht auf eine bedeutende

Verbrauchssteigerung bestehen, da mit einer Belebung der bel-

gischen Möbelaussuhr und einer Zunahme der Bautätigkeit ge-

rechnet werden dürfe. Leider werde Polen jedoch bei den vor der

Abwertung geschlossenen Holzlieserungsverträgen recht bedeutende

Verluste in Höhe von ungefähr 40 Z von 3,5 Millionen Zloty
erleiden.

Eine Ausnahme bilde lediglich der R o g g e nm arkt, an dem

Polen lebhaft interessiert sei und zu dessen Belebung die Abwer-

tung beigetragen habe. Die Preise seien ungefähr um 20 Z an-
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gestiegen. Während früher große Mengen polnischen Noggens
eingelagert gewesen seien, wären die Vorräte gegenwärtig bis aus
ungefähr 2000 to zurückgegangen. Sollten, wie man in polnischen
Wirtschaftstreisen hoffe, die Lizenzgebühren aufgehoben werden,
fo dürfte sich dies günstig auf den polnischen Noggenexport aus-

wirken.

Am vieles schlimmer stellten sich dagegen jetzt die Aussichten für
eine fernere Aussuhr von K o n f e k t i o n s w a r e n nach Belgien.
Die Währungsreform habe zuerst eine Preissenkung der polnischen
Waren um 40 Z aus der Belgaabwertung und dann um weitere

10 Z aus der Zolldisserenz notwendig gemacht. Die Gesamt-
disserenz betrage somit 50 Z, während die Preiserhöhung für
Konsektionswaren 15 Z nicht übersteige. Man werde unter diesen
Umständen sehr zu überlegen haben, ob es sich lohne, die an und

sür sich schon so überaus niedrigen Preise für die polnischen Aus-

fuhrwaren noch um weitere 35 Z zu senken.

L,I(iurjer Poznaüskj« v. 17. 5. 1935.]

Graudenz — ein Industrie-Friedhof.
Schwererals in irgendeiner anderen Stadt Polens hat sich die

Wirtschaftskrise auf die Graudenzer Jndustrie, der industriellen
Hochburg von Pommerellen, ausgewirkt. Denn während im Jahre
1929 — 9800 Arbeiter in Betrieben beschäftigt waren, sei diese
Zahl bis zum Jahre 1934 aus 3 700 gesunken. Diese Lage habe mit

einem Schlage durch die Stillegung der Gummiwarenindustrie«

wodurch weitere 1400 Arbeiter erwerbslos wurden, eine weitere

bedeutende Verschlechterung erfahren. Gegenwärtig seien in Jn-
dustries und Handwerksbetrieben insgefamt nur rd. 2300 Arbeiter

tätig. Jndem aus diese Art auf einen beschäftigten Ar-

beiter drei Arbeitslose entfallen, hält Graudenz
unter den Städten Polens einen traurigen Nekord.

Die Hauptzunahme der Arbeitslosigkeit sei in der Groß-
industrie erfolgt. Katastrophal sei aber auch die Lage in der

mittleren, insbesondere der keramischen und »der Bauinduftrie·

Während aus diesem Gebiete im Jahre 1927 —- 800 Arbeiter be-

schäftigt waren, sind es gegenwärtig nur noch 300. Es sei nicht
anzunehmen, daß die Großindustrie in der nächstenZeit auch nur

einen geringen Teil der Arbeitslosen wieder einstellen werde. Die

Hoffnungen der Erwerbslosen seien daher gegenwärtig auf die

Saisonarbeiten, insbesondere in der Bau-, keramischen und der

Holzindustrie gerichtet. Jedoch seien auch auf diesem Gebiete die

Aussichten nur sehr gering, trotzdem in Graudenz ein bedeutender

Wohnungsmangel herrsche.

Die Zahl der Häuser und Wohnungen sei im Verlauf der ver-

gangenen 15 Jahre in Graudenz von 1523 Häusern mit 7683

Wohnungen auf 1742 Häuser mit insgesamt 8383 Wohnungen
angeftiegen. Jn der gleichen Zeit (1920——1934)habe die Bevölke-

rungszahl von 33 500 aus 57 000 Einwohner zugenommen. Die

Zunahme der Gebäude gegenüber dem Stande von 1920 betrug
15 Z, die der Wohnungen 9 W, dagegen die Bevölkerungszunahme
70 Z. -

Nach den offiziellen Berechnungen des Hauptstatistischen Amtes

habe der prozentuale Bevölkerungszuwachs in Graudenz in der

Zeit von 1921——1931 sogar 50,4 betragen, wodurch es in ganz

Polen lediglich noch von Wilna mit einer Zahl von 52,8 70 über-

troffen worden sei. Die Entwicklung habe dann wegen des allge-
meinen Wohnungsmangels die ,,Besetzung« der Czarnecki-
Kasernen, der weit über die Grenzen Pommerellens hinaus be-

rüchtigten ,,Madeira«, zur Folge gehabt.

Die Lage auf dem Graudenzer Arbeitsmarkt sei gegenwärtig
verzweifelt. Alle Hoffnungen der nach tausenden zählenden Ar-

beitslosen sei — wie erwähnt — auf die Baufaison gerichtet,
deren günstige Entwicklung nicht nur der Stadt, sondern dem

ganzen Staate zum Nutzen gereichen würde.

[,»,G(azet-aWarsZa-wska« vom 14. 5. 35.j

Leichter Anstieg der Eisenbahntransporte.
Nach den letzten Veröffentlichungen der Eisenbahnstatistik hat

die im Jahre 1934 beförderte Warenmenge recht beachtlich zu-

genommen. Den jährlichen Zusammenstellungen ist die Anzahl
der durchschnittlich täglich beförderten 15-t0-Waggons zu Grunde

gelegt worden. Diese habe betragen:

1925 — 12402 1930 — 14924
1926 —- 14 081 1931 — 13 616
1927 — 16 198 1932 — 10 465

1928 — 17 413 1933 — 10 615
1929 — 17 990 1934 — 11 750

Wie daraus ersichtlich, sei seit Beginn der Wirtschaftskrise
zum erstenmal im Jahre 1934 die Menge der Warenversenduns
gen wieder angestiegen, und zwar im Vergleich zum Jahre 1933

um 10,7 Z. Selbst noch in der ersten Hälfte des ver-

gangenen Jahres habe der Rückgang des Warenverkehrs an-

gehalten, um erst in der zweiten Jahreshälste einem Anstieg
Platz zu machen.

Am die Entwicklung bei den einzelnen Warengattungen beob-

achten zu können, sei nachstehend in Prozenten die Differenz in

den Versendungen von 1933 und 1934 gezeigt. So sei der Trans-

port von Kleinwaren und Eilsendungen um 10,3Z angestiegen,
und ebenso angestiegen seien Zuckerrüben um 24,1W,
Salz = 9,4 70, Getreide im Korn = 19,7 70 Mehl, Grütze
u. m. = 15,2 As, Zucker 1,8 W, Kartoffeln = 37,7«7o,Kohle,
Koks und Briketts = 7,4«7o, Industrieerzeugnisse = 10,4 W,
Kunstdünger = 15,4 W, Holz = 12,7 70, Baustoffe sogar um

86,2«7;; und die übrigen Ladungen um 15,8 70.

Z u r ü ckg e g a n g e n seien dagegen nur wenige Waren-

gattungen, wie besonders Jnventar um 7,6-70, Fleisch um 23,5 JE,

Nohnaphtha und ihre Nebenerzeugnisse um 13,6 70, Jndustries
rohstoffe um 0,5W.

Weit mehr noch als auf den Eisenbahnen hätten die See-

transporte zugenommen. So habe der Amschlag in den beiden

Häfen Danzig und Gdingen im Vergleich zum Jahre 1933 be-

deutend zugenommen, und zwar in Gdingen um 1136 717 to,

oder um 19,1-70, und in Danzig um 611513 to, oder um 12,2 70.

Recht lehrreich seien auch die anteiligen Verhältniszahlen für
den Amfchlag in Danzig und Gdingen, die sich wie folgt dar-

stellten: .

Jahr Gdingen Danzig

1924 1,9 98,1
1926 7,2 92,8
1927 11,1 88,9
1928 18,7 81-3
1929 25,2 74,8
1930 30,8 69,2
1931 38,0 62,0
1932 50,2 49,8
1933 54,3 45,7
1934 55-8 44,2

[,,I(urjer Pomaüski« v. 14. 6. 1935.]
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